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Hinweise zum Mietspiegel der Stadt Halle (Saale) 

1 Erstellung 

Der Mietspiegel der Stadt Halle wurde unter Leitung der Stadtverwaltung und des Instituts 
F+B Forschung und Beratung für Wohnen, Immobilien und Umwelt GmbH, Hamburg, durch 
einen Arbeitskreis erstellt.  
 
Die Daten des Mietspiegels beruhen auf einer von der Stadt Halle, Dezernat II, Amt für 
Bauordnung und Denkmalschutz von Januar bis Februar 2010 mit dem Stichtag  
01. Januar 2010 bei Mietern und Vermietern durchgeführten, empirischen Repräsentativer-
hebung von insgesamt rd. 1.500 Mieten. 
 
Der Mietspiegel gibt Auskunft über die in Halle zu diesem Zeitpunkt üblicherweise gezahlten 
Mieten für verschiedene Wohnungstypen vergleichbarer Art, Größe, Ausstattung, Beschaf-
fenheit und Lage, die sogenannte „ortsübliche Vergleichsmiete“.  
 
Dieser Mietspiegel ist ein „qualifizierter Mietspiegel“ i. S. von § 558 d BGB und wurde von 
der Stadtverwaltung und den Vertretern der Mieter und Vermieter anerkannt. 
 
 
2 Geltungsbereich 

Dieser Mietspiegel gilt grundsätzlich für alle vermieteten Wohnungen im Stadtgebiet von 
Halle, ausgenommen ist folgender Wohnraum:  

– Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern, 

– Wohnungen, deren Erstellung oder Modernisierung mit Mitteln öffentlicher Haushalte 
gefördert wurden und deren Miethöhe deshalb einer Preisbindung unterliegt,  

– Wohnungen mit gemäß Mietvertrag gewerblich oder teilgewerblich genutzten Räu-
men,  

– Werks-, Dienst- oder Hausmeisterwohnungen, 

– Wohnungen in Heimen und Anstalten, 

– Wohnraum, der nur zum vorübergehenden Gebrauch vermietet ist, 

– Wohnungen, für die ein Staffelmietvertrag vereinbart worden ist, 

– Wohnungen mit Zeitmietvereinbarungen und festen Mietzinsvereinbarungen über eine 
Zeitdauer von mehr als drei Jahren, 

– möbliert oder teilmöbliert vermietete Wohnungen,1 

– Wohnungen, deren Küche, Toilette und Bad, wenn vorhanden, von anderen Mietpar-
teien mitbenutzt werden. 

                                                
1 Unter Möblierung/Teilmöblierung werden nicht Einbauschränke, Einbauküchen, Durchreichen 

u. ä. verstanden. 
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3 Zweck des Mietspiegels 

Eine Mietvertragskündigung, durch die der Vermieter eine Mieterhöhung durchsetzen will, 
ist unzulässig. Der Vermieter kann aber verlangen, dass der Mieter einer Mieterhöhung bis 
zur Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete zustimmt, wenn folgende Voraussetzungen er-
füllt sind: 

– Die Miete der Wohnung ist seit mindestens einem Jahr unverändert (ausgenommen 
Mieterhöhungen wegen Modernisierung oder höherer Betriebskosten), 

– eine Mieterhöhung ist nach dem Mietvertrag nicht ausgeschlossen, 

– der verlangte Mietzins hat sich innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren nicht um 
mehr als 20 % erhöht (ausgenommen Mieterhöhungen wegen Modernisierung, höhe-
rer Betriebskosten oder gestiegener Fremdkapitalzinsen). 

 
Der Mietspiegel stellt, neben der Benennung von drei vergleichbaren Wohnungen, dem 
Sachverständigengutachten und der Auskunft aus einer Mietdatenbank, eine der gesetzli-
chen Möglichkeiten für die Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete nach § 558a BGB 
dar. Auf seiner Grundlage können sich die Mietvertragsparteien bei bestehenden Mietver-
hältnissen in einem fairen Interessenausgleich über eine angemessene Miethöhe einigen, 
ohne selbst Vergleichsobjekte ermitteln oder erhebliche Kosten für Gutachten aufwenden 
zu müssen. Sofern, wie in Halle, ein qualifizierter Mietspiegel vorhanden ist, hat der Vermie-
ter in seinem Mieterhöhungsverlangen die ortsübliche Vergleichsmiete lt. Mietspiegel dem 
Mieter mitzuteilen, wenn der Mietspiegel Angaben zu diesem Wohnraum enthält. Hierbei 
reicht es aus, wenn die verlangte Miete innerhalb der im Mietspiegel ausgewiesenen Span-
ne liegt. Diese Vorschrift gilt auch dann, wenn der Vermieter sich auf ein anderes Begrün-
dungsmittel als den Mietspiegel stützen will. Im Gerichtsverfahren hat der qualifizierte Miet-
spiegel die Vermutung der Richtigkeit für sich. 
 
Bei Neuvermietung können vom Mietspiegel abweichende Mieten vereinbart werden. Dabei 
sind die Bestimmungen des Wirtschaftsstrafgesetzes gegen Mietpreisüberhöhungen und 
des Strafgesetzbuches gegen Mietwucher zu beachten. Diese knüpfen an eine erhebliche 
Überschreitung der ortsüblichen Vergleichsmiete an.  
 
 
4 Begriffsbestimmungen 

4.1 Mietbegriff 

Bei den im Mietspiegel ausgewiesenen Beträgen handelt es sich um die Nettokaltmiete pro 
Quadratmeter Wohnfläche. Dies ist der im Rahmen des Mietvertrags bzw. der letzten Miet-
erhöhung vereinbarte Mietzins für die Überlassung der Wohnung einschließlich etwa in ihm 
enthaltene Modernisierungs- und Instandsetzungszuschläge, jedoch ohne die Betriebs- und 
Heizkosten (vgl. Anlage 2).  
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4.2 Wohnwertkriterien 

Im Allgemeinen hängt die Höhe der Miete einer Wohnung von den Merkmalen Art, Größe, 
Ausstattung, Beschaffenheit und Lage ab. Von diesen fünf sogenannten Wohnwertkriterien 
wurden drei direkt in den Mietspiegel Halle einbezogen: 

– Größe, 

– Ausstattung und 

– Beschaffenheit. 
 
Aus diesen drei Merkmalen ergibt sich in der Mietspiegeltabelle das Feld, mit dem man eine 
bestimmte Wohnung vergleichen und den in Frage kommenden Mittelwert und die Spanne 
ablesen kann. 
 
Dagegen wurden die Kriterien Art und Lage nur indirekt berücksichtigt. 
 
Wie die einzelne Wohnung im Mietspiegel einzuordnen ist, kann erst nach eingehender 
Prüfung der nachfolgenden Merkmale entschieden werden. 
 
 
4.2.1 Art 

Dieses Wohnwertkriterium ist im Mietspiegel nicht direkt einbezogen. Mit der Art der Woh-
nung sind vor allem die Gebäudeart und die Anzahl der Wohnungen im Gebäude gemeint. 
 
Im Mietspiegel sind nur Mieten von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern mit drei und mehr 
Wohnungen berücksichtigt. Hierzu gehören auch vermietete Eigentumswohnungen in Mehr-
familienhäusern. Mieten für Wohnungen in Gebäuden mit geringerer Wohnungsanzahl kön-
nen deshalb nicht unmittelbar aus dem Mietspiegel abgelesen werden. 
 
 
4.2.2 Größe 

Die Wohnungsgröße bestimmt sich nach der Wohnfläche in Quadratmeter. Zu ihrer genau-
en Berechnung empfiehlt sich die Anwendung der Verordnung zur Berechnung der Wohn-
fläche (vgl. Anlage 2). 
 
Als Wohnungsgröße ist für den Mietspiegel die Wohnfläche hinter der Wohnungstür ohne 
Zusatzräume außerhalb der Wohnung, wie z. B. Keller oder Bodenraum, maßgebend. Bal-
kone, Loggien, Terrassen oder gedeckte Freisitze können – je nach ihrer Nutzbarkeit – bis 
höchstens zur Hälfte ihrer Fläche bei der Ermittlung der Wohnungsgröße eingerechnet wer-
den. 
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Im Mietspiegel werden die Wohnungen in drei Größenklassen eingeteilt: 

– unter 40 m² 

– 40 bis 70 m² 

– über 70 m². 
 
 
4.2.3 Ausstattung 

Maßgeblich ist allein die Wohnungs- und Gebäudeausstattung, die durch den Vermieter 
gestellt wurde. Vom Mieter auf eigene Kosten geschaffene Ausstattungsmerkmale bleiben 
unberücksichtigt. 
 
Im Mietspiegel wird von vier Ausstattungsklassen ausgegangen: 

– Wohnungen ohne Innen-WC, ohne Bad/Dusche, ohne Sammelheizung,  

– Wohnungen mit einem der drei Ausstattungskriterien 
(Innen-WC, Bad/Dusche, Sammelheizung),  

– Wohnungen mit zwei der drei Ausstattungskriterien  
(Innen-WC, Bad/Dusche, Sammelheizung),  

– Wohnungen mit allen drei Ausstattungskriterien  
(Innen-WC, Bad/Dusche, Sammelheizung) 

 
Unter Bad/Dusche ist ein gesonderter Raum innerhalb der Wohnung zu verstehen, der vom 
Vermieter mit einer Badewanne oder Dusche, einer Warmwasserversorgungsanlage (zu-
mindest ausreichend dimensionierter Boiler, Durchlauferhitzer oder Kohlebadeofen) und 
eventuell einem Waschbecken ausgestattet ist. 
 
Unter einer Sammelheizung sind alle Heizungsarten zu verstehen, bei denen die Wärme- 
und Energieerzeugung von einer zentralen Stelle aus erfolgt und alle Wohnräume erwärmt 
werden. Eine Etagenheizung ist einer Sammelheizung gleichzusetzen, wenn sie sämtliche 
Wohnräume erwärmt und die Brennstoffversorgung automatisch, also nicht von Hand, er-
folgt. 
  
Weitere Ausstattungsmerkmale der Wohnung und/oder des Gebäudes können –ebenso wie 
ihr Fehlen – im Rahmen der ausgewiesenen Mietspannen berücksichtigt werden. 
 
Merkmale minderer Ausstattung können sein: 

– kein Waschbecken im Bad 

– Bad oder Küche nicht beheizbar 

– Souterrain-/Kellerwohnung 

– einzelne Wohnräume nicht beheizbar (Flur zählt nicht als Wohnraum) 

– schlechter optischer Instandhaltungszustand des Gebäudes (z. B. Fassade, Dach) 

– starke Renovierungsbedürftigkeit des Treppenhauses 
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– keine Abstellflächen (weder innerhalb noch außerhalb der Wohnung) 

– ungünstiger Grundriss (z. B. Flur > 15 % der Wohnfläche oder Durchgangszimmer zu 
anderen Wohnräumen) 

 
Merkmale besserer Ausstattung können sein: 

– moderne Einbauküche 

– großzügige Badausstattung (z. B. zweites Waschbecken, Dusche und Badewanne) 

– hochwertige Fußböden oder Bodenbeläge (z. B. guter Teppichboden, Parkett) 

– Einbauschränke 

– Rollläden 

– Trennung von Bad und WC oder zweites WC in der Wohnung 

– Küche mit Fenster 

– Bad mit Fenster 

– Balkon und/oder Terrasse (mit einer Grundfläche von mehr als 4 m² ) 

– Wohnungskaltwasserzähler 
  
4.2.4 Beschaffenheit2 

Das Wohnwertmerkmal „Beschaffenheit“ wird im Halleschen Mietspiegel durch den Zustand 
einzelner Wohnungs- und Gebäudeteile erfasst, und zwar: 

1. Alle Fenster/die überwiegende Zahl der Fenster sind seit 1991 mit Isolierverglasung 
versehen. 

2. Modernisierung der Heizungsanlage (falls vorhanden: auch der zentralen Warmwas-
seraufbereitung) seit 1991 (z. B. Hausanschlussstation, Heizkessel usw.) 

3. Umfassende Wärmedämmung des Gebäudes seit 1991 

4. Modernisierung des Bades durch Erneuerung der Sanitärausstattung (z. B. Badewan-
ne, Handwaschbecken usw.) und durch Anbringung neuer Fliesen mindestens im 
Nassbereich seit 1991 

5. Modernisierung der Küche durch Erneuerung der Ausstattung (z. B. Herd, Spüle) und 
durch Anbringung neuer Fliesen mindestens im Nassbereich seit 1991 

6. Modernisierung der Elektroleitungen in Haus und Wohnung seit 1991 

7. Erneuerung der Haus- und/ oder Wohnungseingangstür seit 1991 

8. Erneuerung oder Instandhaltung des Treppenhauses und der Türschließ-/ Gegen-
sprechanlage innerhalb der letzten 10 Jahre 

                                                
2  Die Definition des Merkmals Beschaffenheit im vorliegenden Mietspiegel hat sich verändert und 

ist nicht mehr mit der Definition im Mietspiegel 2006 vergleichbar. 
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Für den Mietspiegel erfolgt eine Unterteilung in folgende drei Beschaffenheitsklassen: 
 

nicht modernisiert 
keine der Maßnahme der Teilmodernisierung 
durchgeführt 

teilmodernisiert 
entweder Maßnahmen 1 und 2 oder Maßnahmen 
1 und 3 wurden durchgeführt 

umfassend modernisiert 
Anforderungen für Teilmodernisierung sind erfüllt 
und weitere vier Maßnahmen aus dem Katalog 

Nach dem 03.10.1990 fertig gestellte Wohnungen sind umfassend modernisierten Woh-
nungen gleichgestellt. 
 
 
4.2.5 Lage 

Das Wohnwertkriterium „Lage“ wird im Hallenser Mietspiegel vorerst nicht unmittelbar in der 
Mietentabelle berücksichtigt, da sich Mietpreisunterschiede nach der Wohnlage noch nicht 
in wesentlichem Ausmaß herausgebildet haben. Dies kann sich künftig ändern und wird 
deshalb bei den nächsten Mietspiegelerhebungen erneut überprüft werden. 
 
Dessen ungeachtet, lassen sich auch bereits jetzt in Einzelfällen unterschiedliche Wohnla-
gequalitäten feststellen, die unterschiedliche Miethöhen rechtfertigen. Für die Lagequalität 
einer Wohnung sind die Merkmale des Wohnquartiers von Bedeutung, wie 

– die umgebende Nutzung 

– Bauweise, Bauform und Baudichte 

– baulicher Zustand der Umgebung 

– Frei- und Grünflächen 

– Naherholungsmöglichkeiten 

– landschaftlicher Charakter 

– Beeinträchtigung durch Lärm, Staub, Geruch (Immissionen)  

– Lage des Wohnquartiers innerhalb des Stadtgebiets (Zentralität)  

– Verkehrsverbindung zur Innenstadt oder zu Stadtteilzentren  

– Versorgung mit Läden, Schulen und sonstigen Infrastruktureinrichtungen  

– Straßenbild 

– Adressenlage. 
 
Für die meisten Halleschen Mietwohnungen ist von einer normalen Wohnlage auszugehen, 
bei der sich Vor- und Nachteile ausgleichen.  
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Die Wohnlage mindernde oder erhöhende Merkmale werden beispielhaft in der  
folgenden Tabelle benannt: 
 

Wohnlagemindernde Merkmale Wohnlageverbessernde Merkmale 

Siedlungsstruktur 

• geschlossene Bebauung 

• hohe Wohndichte mit überwiegend viel-
geschossigen Gebäuden (mehr als 5 Voll-
geschosse) 

• offene bzw. aufgelockerte Bauweise 

• geringe Wohndichte 

• modernisierte Bausubstanz im unmittelbaren 
Wohnumfeld 

• überwiegend Ein- und Zweifamilienhäuser 

• villenartige Wohngegend 

Nahversorgung 

• fehlende oder unzureichende Nahversor-
gungseinrichtungen für Waren und Dienst-
leistungen des täglichen Bedarfs 

• gute Ausstattung mit Nahversorgungseinrich-
tungen für Waren und Dienstleistungen des 
täglichen Bedarfs 

Soziale Infrastruktur 

• fehlendes oder ungenügendes Angebot an 
Schulen, Kindertagesstätten, Bibliotheken, 
Begegnungsstätten, Jugendclubs, Freizeit-
einrichtungen usw. 

• gute Versorgung mit Schulen, Kindertages-
stätten, Bibliotheken, Begegnungsstätten, 
Jugendclubs, Freizeiteinrichtungen usw. 

Sonstige Merkmale 

• größere Entfernung zu Natur und Landschaft 
bzw. großen Parkanlagen 

• unmittelbare Nähe zu störenden Industrie- 
und Gewerbebetrieben, Ver- und Entsor-
gungsanlagen oder Verkehrsanlagen 

• fehlende oder geringe Durchgrünung des  
Wohngebiets 

• ungünstige Erreichbarkeit des Stadtzent-
rums mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

• starke Belastung durch Lärm, Staub 
oder Gerüche 

• Nähe zu Natur und Landschaft bzw. großen 
Parkanlagen 
 
 
 
 

• gute Durchgrünung des Wohngebiets 
 

• gute Erreichbarkeit des Stadtzentrums 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

• geringe Belastung durch Lärm, Staub 
und Gerüche 
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5 Anwendung 

Der Hallesche Mietspiegel wird durch die drei Wohnwertmerkmale Größe, Ausstattung und 
Beschaffenheit der Wohnung gebildet. Um das für eine bestimmte Wohnung in Betracht 
kommende Mietspiegelfeld zu finden, ist folgendermaßen vorzugehen: 

1 Feststellen der Wohnungsgröße (diese Angabe kann man aus den Mietvertragsunter-
lagen oder der Betriebskostenabrechnung entnehmen) 

2 Feststellen, wie viele der drei Ausstattungsmerkmale Innen-WC, Bad/Dusche und 
Sammelheizung vom Vermieter für die Wohnung gestellt werden 

3 Festellen der Beschaffenheitskategorie nicht modernisiert, teilmodernisiert oder um-
fassend modernisiert gemäß Abschnitt 4.2.4. 

 
Aus der Kombination der Merkmale Wohnungsgröße, Anzahl der Ausstattungsmerkmale 
und Beschaffenheit ergibt sich danach das entsprechende Tabellenfeld, aus dem man Mit-
telwert und Mietpreisspanne ablesen kann. 
 
In der Regel gilt der Mittelwert des Feldes. Die Spannen drücken mögliche Qualitätsunter-
schiede in der entsprechenden Gruppe, nicht erfasste Qualitätsmerkmale der Wohnungen 
und von der ortsüblichen Vertragsgestaltung abweichende Regelungen aus. 
 
5.1 Mietspiegel der Stadt Halle (Saale) 2010 

unter 40 m² 40 bis 70 m² über 70 m²

5,28

4,60 - 6,00
4,92

4,16 - 5,58
5,03

4,22 - 6,04

4,20

3,83 - 4,65
3,97

3,67 - 4,39
3,85

3,41 - 4,17

3,81

3,20 - 4,41
4,14

3,60 - 4,85
3,97

3,30 - 5,13

2,39*

1,80 - 2,82

3,54

3,29 - 3,76
3,41

3,20 - 3,55
2,99

2,36 - 3,51

teilmodernisiert
IWC und Bad/Dusche und
Sammelheizung vorhanden

IWC und Bad/Dusche und
Sammelheizung vorhanden

umfassend modernisiert /

Neubau seit 03.10.1990

nicht modernisiert

ohne WC, Bad/Dusche, 
Sammelheizung

– –

eine der Ausstattungen: 
IWC, Bad/Dusche, 
Sammelheizung ist vorhanden

– –

zwei der Ausstattungen:
IWC, Bad/Dusche, 
Sammelheizung sind vorhanden 

IWC und Bad/Dusche und
Sammelheizung vorhanden

2,69*

2,10 - 3,31

Netto-Kaltmiete in € pro Quadratmeter Wohnfläche pro Monat 

ohne Betriebskosten und ohne Heizkosten

Beschaffenheit Ausstattung
Wohnfläche

 
Legende: arithmetisches Mittel 
  Zwei-Drittel-Spanne 

Bei Leerfeldern konnte aufgrund geringer Wohnungsbestände keine verlässlichen Mietwerte erhoben 
werden (unter 10 Mietwerte). Die mit einem * versehenen Felder haben aufgrund einer geringen 
Anzahl von Mietwerten nur eine bedingte Aussagekraft (10 bis 29 Mietwerte). 
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Anlage 1 

Auszug aus dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch (BGB) 

§ 557 Mieterhöhungen nach Vereinba-

rung oder Gesetz 

(1) Während des Mietverhältnisses kön-
nen die Parteien eine Erhöhung der Miete 
vereinbaren. 
 
(2) Künftige Änderungen der Miethöhe 
können die Vertragsparteien als Staffel-
miete nach § 557a oder als Indexmiete 
nach § 557b vereinbaren. 
 
(3) Im Übrigen kann der Vermieter Mieter-
höhungen nur nach Maßgabe der §§ 558 
bis 560 verlangen, soweit nicht eine Erhö-
hung durch Vereinbarung ausgeschlossen 
ist oder sich der Ausschluss aus den Um-
ständen ergibt. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam. 
 
§ 558 Mieterhöhung bis zur ortsübli-

chen Vergleichsmiete 

(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu 
einer Erhöhung der Miete bis zur ortsübli-
chen Vergleichsmiete verlangen, wenn die 
Miete in dem Zeitpunkt, zu dem die Erhö-
hung eintreten soll, seit 15 Monaten un-
verändert ist. Das Mieterhöhungsverlan-
gen kann frühestens ein Jahr nach der 
letzten Mieterhöhung geltend gemacht 
werden. Erhöhungen nach den §§ 559 bis 
560 werden nicht berücksichtigt. 
 
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird 
gebildet aus den üblichen Entgelten, die in 
der Gemeinde oder einer vergleichbaren 
Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer 
Art, Größe, Ausstattung, Beschaffenheit 
und Lage in den letzten vier Jahren ver-
einbart oder, von Erhöhungen nach § 560 

abgesehen, geändert worden sind. Aus-
genommen ist Wohnraum, bei dem die 
Miethöhe durch Gesetz oder im Zusam-
menhang mit einer Förderzusage festge-
legt worden ist. 
 
(3) Bei Erhöhungen nach Absatz 1 darf 
sich die Miete innerhalb von drei Jahren, 
von Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 
abgesehen, nicht um mehr als 20 vom 
Hundert erhöhen (Kappungsgrenze). 
 
(4) Die Kappungsgrenze gilt nicht, 

1. wenn eine Verpflichtung des Mieters 
zur Ausgleichszahlung nach den 
Vorschriften über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Woh-
nungswesen wegen des Wegfalls 
der öffentlichen Bindung erloschen 
ist und  

2. soweit die Erhöhung den Betrag der 
zuletzt zu entrichtenden Ausgleichs-
zahlung nicht übersteigt. Der Ver-
mieter kann vom Mieter frühestens 
vier Monate vor dem Wegfall der öf-
fentlichen Bindung verlangen, ihm 
innerhalb eines Monats über die 
Verpflichtung zur Ausgleichszahlung 
und über deren Höhe Auskunft zu 
erteilen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Verpflichtung des Mieters 
zur Leistung einer Ausgleichszah-
lung nach den §§ 34 bis 37 des 
Wohnraumförderungsgesetzes und 
den hierzu ergangenen landesrecht-
lichen Vorschriften wegen Wegfalls 
der Mietbindung erloschen ist. 

 
(5) Von dem Jahresbetrag, der sich bei 
einer Erhöhung auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete ergäbe, sind Drittmittel im 
Sinne des § 559a abzuziehen, im Falle 
des § 559a Abs. 1 mit 11 vom Hundert des 
Zuschusses. 
(6) Eine zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam. 
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§ 558a Form und Begründung der  

 Mieterhöhung 

(1) Das Mieterhöhungsverlangen nach 
§ 558 ist dem Mieter in Textform zu erklä-
ren und zu begründen. 
 
(2) Zur Begründung kann insbesondere 
Bezug genommen werden auf 

1. einen Mietspiegel (§§ 558c, 558d), 

2. eine Auskunft aus einer Mietdaten-
bank (§ 558e), 

3. ein mit Gründen versehenes Gutach-
ten eines öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen, 

4. entsprechende Entgelte für einzelne 
vergleichbare Wohnungen; hierbei 
genügt die Benennung von drei 
Wohnungen. 

 
(3) Enthält ein qualifizierter Mietspiegel 
(§ 558d Abs. 1), bei dem die Vorschrift des 
§ 558d Abs. 2 eingehalten ist, Angaben für 
die Wohnung, so hat der Vermieter in sei-
nem Mieterhöhungsverlangen diese An-
gaben auch dann mitzuteilen, wenn er die 
Mieterhöhung auf ein anderes Begrün-
dungsmittel nach Absatz 2 stützt. 
 
(4) Bei der Bezugnahme auf einen Miet-
spiegel, der Spannen enthält, reicht es 
aus, wenn die verlangte Miete innerhalb 
der Spanne liegt. Ist in dem Zeitpunkt, in 
dem der Vermieter seine Erklärung abgibt, 
kein Mietspiegel vorhanden, bei dem 
§ 558c Abs. 3 oder § 558d Abs. 2 ein-
gehalten ist, so kann auch ein anderer, 
insbesondere ein veralteter Mietspiegel 
oder ein Mietspiegel einer vergleichbaren 
Gemeinde verwendet werden. 
 
(5) Eine zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam. 
 

§ 558b Zustimmung zur Mieterhöhung 

(1) Soweit der Mieter der Mieterhöhung 
zustimmt, schuldet er die erhöhte Miete 
mit Beginn des dritten Kalendermonats 
nach dem Zugang des Erhöhungsverlan-
gens. 
 
(2) Soweit der Mieter der Mieterhöhung 
nicht bis zum Ablauf des zweiten Kalen-
dermonats nach dem Zugang des Verlan-
gens zustimmt, kann der Vermieter auf 
Erteilung der Zustimmung klagen. Die 
Klage muss innerhalb von drei weiteren 
Monaten erhoben werden. 
 
(3) Ist der Klage ein Erhöhungsverlangen 
vorausgegangen, das den Anforderungen 
des § 558a nicht entspricht, so kann es 
der Vermieter im Rechtsstreit nachholen 
oder die Mängel des Erhöhungsverlan-
gens beheben. Dem Mieter steht auch in 
diesem Fall die Zustimmungsfrist nach 
Absatz 2 Satz 1 zu. 
 
(4) Eine zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam. 
 
§ 558c Mietspiegel 

(1) Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über 
die ortsübliche Vergleichsmiete, soweit die 
Übersicht von der Gemeinde oder von 
Interessenvertretern der Vermieter und der 
Mieter gemeinsam erstellt oder anerkannt 
worden ist. 
 
(2) Mietspiegel können für das Gebiet ei-
ner Gemeinde oder mehrerer Gemeinden 
oder für Teile von Gemeinden erstellt wer-
den. 
 
(3) Mietspiegel sollen im Abstand von zwei 
Jahren der Marktentwicklung angepasst 
werden. 



- 11 - 

(4) Gemeinden sollen Mietspiegel erstel-
len, wenn hierfür ein Bedürfnis besteht 
und dies mit einem vertretbaren Aufwand 
möglich ist. Die Mietspiegel und ihre Ände-
rungen sollen veröffentlicht werden. 
 
(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über den 
näheren Inhalt und das Verfahren zur Auf-
stellung und Anpassung von Mietspiegeln 
zu erlassen. 
 
§ 558d Qualifizierter Mietspiegel 

(1) Ein qualifizierter Mietspiegel ist ein 
Mietspiegel, der nach anerkannten wis-
senschaftlichen Grundsätzen erstellt und 
von der Gemeinde oder von Interessen-
vertretern der Vermieter und der Mieter 
anerkannt worden ist. 
 
(2) Der qualifizierte Mietspiegel ist im Ab-
stand von zwei Jahren der Marktentwick-
lung anzupassen. Dabei kann eine Stich-
probe oder die Entwicklung des vom Sta-
tistischen Bundesamt ermittelten Preisin-
dexes für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland zugrunde gelegt 
werden. Nach vier Jahren ist der qualifi-
zierte Mietspiegel neu zu erstellen. 
 
(3) Ist die Vorschrift des Absatzes 2 ein-
gehalten, so wird vermutet, dass die im 
qualifizierten Mietspiegel bezeichneten 
Entgelte die ortsübliche Vergleichsmiete 
wiedergeben. 
 

§ 561 Sonderkündigungsrecht des Mie-

ters nach Mieterhöhung 

(1) Macht der Vermieter eine Mieterhö-
hung nach § 558 oder § 559 geltend, so 
kann der Mieter bis zum Ablauf des zwei-
ten Monats nach dem Zugang der Erklä-
rung des Vermieters das Mietverhältnis 
außerordentlich zum Ablauf des über-
nächsten Monats kündigen. Kündigt der 
Mieter, so tritt die Mieterhöhung nicht ein. 
 
(2) Eine zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam.  
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Anlage 2 

Auszug aus der Verordnung zur Be-

rechnung der Wohnfläche (Wohnflä-

chenverordnung WoFIV) 

§ 1 Anwendungsbereich, Berechnung 

der Wohnfläche 

 
(1) Wird nach dem Wohnraumförderungs-
gesetz die Wohnfläche berechnet, sind die 
Vorschriften dieser Verordnung anzuwen-
den. 
 
(2) Zur Berechnung der Wohnfläche sind 
die nach § 2 zur Wohnfläche gehörenden 
Grundflächen nach § 3 zu ermitteln und 
nach § 4 auf die Wohnfläche anzurech-
nen. 
 
 
§ 2 Zur Wohnfläche gehörende Grund-

flächen 

 
(1) Die Wohnfläche einer Wohnung um-
fasst die Grundflächen der Räume, die 
ausschließlich zu dieser Wohnung gehö-
ren. Die Wohnfläche eines Wohnheims 
umfasst die Grundflächen der Räume, die 
zur alleinigen und gemeinschaftlichen 
Nutzung durch die Bewohner bestimmt 
sind. 
 
(2) Zur Wohnfläche gehören auch die 
Grundflächen von 

1. Wintergärten, Schwimmbädern und 
ähnlichen nach allen Seiten ge-
schlossenen Räumen sowie 

2. Balkonen, Loggien, Dachgärten und 
Terrassen, 

wenn sie ausschließlich zu der Wohnung 
oder dem Wohnheim gehören. 
 

(3) Zur Wohnfläche gehören nicht die 
Grundflächen folgender Räume: 

1. Zubehörräume, insbesondere: 

 a) Kellerräume, 

 b) Abstellräume und Kellerersatz-
räume außerhalb der Wohnung, 

 c) Waschküchen, 

 d) Bodenräume, 

 e) Trockenräume, 

 f) Heizungsräume und 

 g) Garagen. 

2. Räume, die nicht den an ihre Nut-
zung zu stellenden Anforderungen 
des Bauordnungsrechts der Länder 
genügen, sowie 

3. Geschäftsräume. 
 
§ 3 Ermittlung der Grundfläche 

 
(1) Die Grundfläche ist nach den lichten 
Maßen zwischen den Bauteilen zu ermit-
teln; dabei ist von der Vorderkanten der 
Bekleidung der Bauteile auszugehen. Bei 
fehlenden begrenzenden Bauteilen ist der 
bauliche Abschluss zugrunde zu legen. 
 
(2) Bei der Ermittlung der Grundfläche 
sind namentlich einzubeziehen die Grund-
flächen von 

1. Tür- und Fensterbekleidungen sowie 
Tür- und Fensterumrahmungen 

2. Fuß-, Sockel- und Schrammleisten, 

3. fest eingebauten Gegenständen, wie 
z. B. Öfen, Heiz- und Klimageräten, 
Herden, Bade- oder Duschwannen, 

4. freiliegenden Installationen, 

5. Einbaumöbeln und 

6. nicht ortsgebundenen, versetzbaren 
Raumteilern 
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(3) Bei der Ermittlung der Grundflächen 
bleiben außer Betracht die Grundflächen 
von 

1. Schornsteinen, Vormauerungen, 
Bekleidungen, freistehenden Pfeilern 
und Säulen, wenn sie eine Höhe von 
mehr als 1,50 Meter aufweisen und 
ihre Grundfläche mehr als 0,1 Quad-
ratmeter beträgt, 

2. Treppen mit über drei Steigungen 
und deren Treppenabsätze, 

3. Türnischen und 

4. Fenster- und offenen Wandnischen, 
die nicht bis zum Fußboden herun-
terreichen oder bis zum Fußboden 
herunterreichen und 0,13 Meter oder 
weniger tief sind. 

 
(4) Die Grundfläche ist durch Ausmessung 
im fertig gestellten Wohnraum oder auf 
Grund einer Bauzeichnung zu ermitteln. 
Wird die Grundfläche auf Grund einer 
Bauzeichnung ermittelt, muss diese 

1. für ein Genehmigungs-, Anzeige-, 
Genehmigungsfreistellungs- oder 
ähnliches Verfahren nach dem Bau-
ordnungsrecht der Länder gefertigt 
oder, wenn ein bauordnungsrechtli-
ches Verfahren nicht erforderlich ist, 
für ein solches geeignet sein und 

2. die Ermittlung der lichten Maße zwi-
schen den Bauteilen im Sinne des 
Absatzes 1 ermöglichen. 

 
Ist die Grundfläche nach einer Bauzeich-
nung ermittelt worden und ist abweichend 
von dieser Bauzeichnung gebaut worden, 
ist die Grundfläche durch Ausmessung im 
fertig gestellten Wohnraum oder aufgrund 
einer berichtigten Bauzeichnung neu zu 
ermitteln. 

§ 4 Anrechnung der Grundflächen 

 
Die Grundflächen 

1. von Räumen und Raumteilen mit 
einer lichten Höhe von mindestens 
zwei Metern sind vollständig, 

2. von Räumen und Raumteilen mit 
einer lichten Höhe von mindestens 
einem und weniger als zwei Metern 
sind zur Hälfte, 

3. von unbeheizbaren Wintergärten, 
Schwimmbädern und ähnlichen nach 
allen Seiten geschlossenen Räumen 
sind zur Hälfte, 

4. von Balkonen, Loggien, Dachgärten 
und Terrassen sind in der Regel zu 
einem Viertel, höchstens jedoch zur 
Hälfte 

 
anzurechnen. 
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Anlage 3 

 
Informations- und Ansprechpartner 

 
 
Stadt Halle (Saale) 

Amt für Bauordnung und 
Denkmalschutz 
Hansering 15 
06108 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 2 21 63 56 
Fax 0345 / 2 21 62 80 
E-Mail: boa@halle.de 
Internet:  www.halle.de 
 
 

Vereinigung der Haus-, Grund und 

Wohnungseigentümer Halle e. V. 

Bernburger Straße 2 
06108 Halle (Saale) 
 
Tel.  0345 / 2 02 82 41 
Fax 0345 / 2 02 14 47 

E-Mail: hughalle@aol.com 

Internet: www.hug-halle.de 

 

Hallesche Wohnungsgesellschaft mbH 

Hansering 19 
06108 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 52 70 
Fax 0345 / 5 27 20 30 
E-Mail: hwg@hwgmbh.de 
Internet: www.hwgmbh.de 
 

Gesellschaft für Wohn- und Gewerbe-

immobilien Halle-Neustadt mbH 

Am Bruchsee 14 
06122 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 6 92 30 
Fax 0345 / 6 92 33 90 
E-Mail: info@gwg-halle.de 
Internet: www.gwg-halle.de 
 

LEUWO Leuna-Wohnungs- 

gesellschaft mbH 

Lützener Platz 16 

06231 Bad Dürrenberg 
 
Tel. 03462 / 54 19 0 
Fax 03462 / 54 19 29 
E-Mail: leuwo@ths.de 
Internet:  www.leuwo.de 
 

Deutscher Mieterbund 

Mieterverein Halle und Umgebung e. V. 

Alter Markt 6 
06110 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 29 29 66 
Fax 0345 / 2 92 96 89 
E-Mail: info@mieterbund-halle.de 
Internet: www.mieterverein-halle.de 

 

 

Verband der Wohnungsgenossenschaf-

ten Sachsen-Anhalt e. V. 

Olvenstedter Straße 66 
39108 Magdeburg 
 
Tel. 0391 / 7 44 17 - 0 
Fax 0391 / 7 44 17 99 
 
 

Bauverein Halle & Leuna eG 

Hemingwaystraße 19 
06126 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 6 73 40 
Fax 0345 / 6 87 20 17 
E-Mail: wohnen@bauverein-halle-leuna.de 
Internet:  www.bauverein-halle-leuna.de 

 

Bau- und Wohnungsgenossenschaft 

Halle-Merseburg e. G. 

Johann-Sebastian-Bach-Straße 23 
06124 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 6 93 05 
Fax 0345 / 8 05 91 27 
E-Mail: info@hallebwg.de 
Internet: www.hallebwg.de 

 



- 15 - 

Gemeinnützige Wohnungsbaugenos-

senschaft „Eigene Scholle“ eG 

Angersdorfer Weg 23 
06128 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 48 28 30 
Fax 0345 / 48 28 37 
E-Mail: gwgeigenescholle@regiospeed.net 
Internet: www.gwgeigenescholle.de 

 

Hallesche Wohnungsgenossenschaft 

Freiheit eG 

Freyburger Straße 3 
06132 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 7 75 40 
Fax 0345 / 7 75 42 02 
E-Mail: info@wgfreiheit.de 
Internet: www.wgfreiheit.de 

 

FROHE ZUKUNFT 

Wohnungsgenossenschaft eG 

Leibnizstraße 1a 
06118 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 5 30 00 
Fax 0345 / 5 30 01 52 
E-Mail: info@frohe-zukunft.de 
Internet::  www.frohe-zukunft.de 

 

Wohnungsgenossenschaft  

Eisenbahn eG 

Peißener Straße 1 
06112 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 56 41 60 
Fax 0345 / 5 64 16 13 
E-Mail: info@wgeisenbahn.de 
Internet: www.wgeisenbahn.de 

Wohnungsgenossenschaft Gesund-
brunnen Halle eG 

Straße der Republik 138 
06128 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 1 20 24 56 
Fax 0345 / 1 20 21 42 
E-Mail: info@gesundbrunnen-halle.de 
Internet: www.gesundbrunnen-halle.de 

 

Gemeinnützige Wohnungsbaugenos-

senschaft Gartenstadt eG 

Pestalozzistraße 30 
06128 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 1 70 12 26 
Fax 0345 / 1 70 12 27 
E-Mail: info@gwg-gartenstadt.de 
Internet: www.gwg-gartenstadt.de 

 

Wohnungsgenossenschaft  

Halle-Neustadt eG 

Telemannstraße 1 
06124 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 6 91 30 
Fax 0345 / 6 91 32 19 
E-Mail: service@hnwg.de 
Internet: www.hnwg.de 

 

Wohnungsgenossenschaft Halle-Süd eG 

Vogelweide 13 
06130 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 4 44 24 97 
Fax 0345 / 9 76 07 19 
E-Mail: info@wg-hs.de 
Internet: www.wg-hs.de 

 
Hallescher Immobilienservice Köppe 

GmbH & Co. KG 

Robert-Franz-Ring 01a 
06108 Halle (Saale) 
 
Tel. 0345 / 7 23 20 
Fax 0345 / 7 23 222 
E-Mail: info@his-halle.de 
Internet: www.his-halle.de 
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